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Regierungsentwurf eines Gesetzes zur weiteren Umsetzung der Transpa-

renzrichtlinie-Änderungsrichtlinie im Hinblick auf ein einheitliches elektro-

nisches Format für Jahresfinanzberichte 

Sehr geehrter Herr Professor Hirte, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme zum o.g. Regierungs-

entwurf. 

Wir stimmen dem Ziel des EU- und des deutschen Gesetzgebers in der Sache 

ausdrücklich zu, den Kapitalmarktteilnehmern Jahresfinanzberichte bestimmter 

Emittenten künftig auch in elektronisch auswertbarem Format zur Verfügung zu 

stellen. 

Auch unterstützen wir die Absicht, die Ordnungsmäßigkeit der ESEF-Formatie-

rung der betroffenen Jahresfinanzberichte bzw. von deren Bestandteilen einer 

Prüfung durch den Abschlussprüfer zu unterwerfen. Wir begrüßen daher den 

nach dem Regierungsentwurf vorgesehenen Prozess der Prüfung und Offenle-

gung der elektronischen Wiedergaben von Jahres-/Konzernabschlüssen und 

(Konzern-)Lageberichten im ESEF-Format. Die Änderungen von der noch im 

Referentenentwurf angedachten sog. Aufstellungs- zur nunmehr im Regierungs-

entwurf vorgeschlagenen sog. Offenlegungslösung sind u.E. als ein wichtiger 

Schritt in die richtige Richtung zu werten, wenngleich wir – wie bereits in 
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unserer Stellungnahme zum Referentenentwurf (vgl. Anlage) dargelegt – eine 

Lösung präferieren würden mit einer Berichterstattung des Abschlussprüfers 

über das Ergebnis der Prüfung der ESEF-Konformität, die zwar im Rahmen der 

Abschlussprüfung, aber außerhalb des Bestätigungsvermerks erfolgt. Eine sol-

che Lösung würde es erlauben, eine weitere Zunahme des ohnehin schon ho-

hen zeitlichen Drucks bei der Aufstellung, Prüfung und Feststellung bzw. Billi-

gung des Abschlusses (und Lageberichts) im tradierten Format zu vermeiden. 

Aus der Praxis wurde uns mitgeteilt, dass in Bezug auf einige der im Regie-

rungsentwurf vorgesehenen Vorschriften bei den betroffenen Unternehmen mit-

unter Unsicherheiten bzw. Unklarheiten bestehen. Auch wenn man u.E. die je-

weilige tatsächliche Intention des Gesetzgebers im Wege der Auslegung dürfte 

ermitteln können, sollte in Erwägung gezogen werden, noch im Rahmen der Be-

schlussempfehlung des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz entspre-

chende Klarstellungen vorzunehmen, wodurch eine solche Auslegung obsolet 

würde: 

 Die in § 328 Abs. 1 Satz 4 HGB-E postulierte Offenlegungsanforderung 

gibt nach unserem Verständnis für die betroffenen Unternehmen das For-

mat vor, das die dort in Bezug genommenen (Nr. 1) bzw. genannte (Nr. 2) 

Unterlage(n) bei der Erfüllung der Offenlegungspflichten nach § 325 HGB 

haben müssen. Dies könnte z.B. dadurch klargestellt werden, dass am 

Ende der Einleitung des Satzes 4 des § 328 Abs. 1 HGB-E formuliert wird 

„hat nach § 325 offenzulegen“. 

 Es sollte ferner klargestellt werden, dass der IFRS-Konzernabschluss so-

wohl in dem einheitlichen elektronischen Berichtsformat nach Maßgabe 

des Artikels 3 der ESEF-Verordnung als auch mit Auszeichnungen nach 

Maßgabe der Artikel 4 und 6 dieser Verordnung offenzulegen ist (d.h. „ein-

heitlich“). Die Aufteilung dieser Anforderungen in § 328 Abs. 1 Satz 4 

HGB-E auf die Nummern 1 und 2 könnte insoweit Zweifel aufwerfen. 

 Die vorgesehene (erste) Änderung von § 328 Abs. 2 Satz 1 (i.V.m. dem 

unveränderten Satz 2) HGB hat dem Vernehmen nach bei betroffenen Un-

ternehmen Verunsicherung aufkommen lassen, ob einem in einem Ge-

schäftsbericht wiedergegebenen Abschluss künftig noch ein (zugehöriger) 

Bestätigungsvermerk beigefügt werden kann. Es sollte entweder klarge-

stellt werden, dass ein solches Verbot zur Beifügung eines Bestätigungs-

vermerks nicht intendiert ist, oder schlicht von den vorgesehenen Ände-

rungen der Sätze 1 und 3 des § 328 Abs. 2 HGB abgesehen werden. Ein 

Erfordernis für diese Änderungen können wir ohnehin nicht erkennen. 
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Wir wären dankbar, wenn Sie unsere vorstehenden Hinweise in die weiteren 

Beratungen einfließen lassen. Für Rückfragen stehen wir selbstverständlich 

gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Prof. Dr. Naumann 

Anlage


